Pressemitteilung zum Fall Gustl M. 

Pressemitteilung des Bayerischen Richtervereins e.V., Verein der Richter und 
Staatsanwälte in Bayern 

Rückkehr zur Sachlichkeit 

Nürnberg, 30.11.2012: Nach in Form und Inhalt zum Teil indiskutablen Äußerungen zum 
Unterbringungsverfahren Gustl M. mahnt der Bayerische Richterverein e.V. (BRV) als 
größter Berufsverband der Richter und Staatsanwälte in Bayern die Rückbesinnung auf die 
gebotenen Sachlichkeit in der öffentlichen Diskussion an. 

Dass Gerichtsentscheidungen von einer kritischen Medienberichterstattung begleitet sein 
können, wird in einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung von niemandem in Frage 
gestellt. Dennoch gilt es - wie es in einzelnen Berichten und Meinungsäußerungen 
durchaus auch der Fall war - alle Aspekte zu beleuchten und voreilige Schlüsse zu 
vermeiden, um einem „Fall“ auch gerecht zu werden. Festzuhalten bleibt: Die 
Unterbringung des Gustl M. in einer psychiatrischen Einrichtung beruht auf einer vom 
Bundesgerichtshof höchstrichterlich bestätigten Gerichtsentscheidung des Landgerichts 
Nürnberg-Fürth. Die weitere Notwendigkeit einer Unterbringung wurde und wird 
entsprechend der gesetzlichen Vorgabe einmal jährlich durch sachverständig beratene - 
andere - Gerichte überprüft, zuletzt im September 2012. Von einem in Stillstand 
befindlichen Verfahren, das erst durch mediale oder politische Aufmerksamkeit in 
Bewegung gebracht worden sei, kann daher keine Rede sein. Soweit nunmehr eine weitere 
Überprüfung in die Wege geleitet wurde, kann und darf sie ausschließlich im Rahmen 
eines gesetzlich geregelten gerichtlichen Verfahrens stattfinden. 

In einem Rechtsstaat sind zu einer Überprüfung und Korrektur gerichtlicher 
Entscheidungen aus gutem Grund weder die Politik noch die Medien noch beauftragte 
oder selbsternannte „Experten“ berufen. Grundgesetz und Bayerische Verfassung haben 
die rechtsprechende Gewalt den Richtern übertragen. Die Gewaltenteilung stellt eine 
tragende Säule unserer verfassungsrechtlichen Ordnung dar. Die Forderung nach 
unabhängigen Gremien ohne Verantwortung und gesetzlicher Legitimation steht dazu in 
eklatantem Widerspruch. 

„Von einer wahnsinnig gewordenen Justiz zu sprechen, ist ebenso völlig unangebracht, wie 
den Vorwurf zu erheben, es sei Rechtsbeugung oder Freiheitsberaubung im Amt verübt 
worden.“ erklärt der 1. Vorsitzende des BRV Walter Groß. „Es ist auch irgendwelchen 
Verschwörungstheorien eine eindeutige Absage zu erteilen.“ Groß warnt zudem vor einer 
Beschädigung des Rechtsstaats, sollte die Justiz im Landtagswahlkampf als Spielball 
parteipolitischer Interessen instrumentalisiert werden. 



